
Sie können die QR Codes nützen um später wieder auf die neuste Version eines Gesetzestexts zu gelangen.

Art. 38 SDÜ Artikel 38
 SDÜ - Schengener Übereinkommen – Durchführung

 Berücksichtigter Stand der Gesetzgebung:

1. (1)Jede Vertragspartei übermittelt jeder anderen Vertragspartei auf deren Ersuchen vorliegende Daten zu

einzelnen Asylbegehrenden, die erforderlich sind, um:

-die für die Behandlung des Asylbegehrens zuständige Vertragspartei zu bestimmen;

-die Behandlung des Asylbegehrens vorzunehmen;

-den Verpflichtungen aus diesem Kapitel nachkommen zu können.

2. (2)Diese Daten beziehen sich ausschließlich auf:

1. a)Identität (Name, Vorname, gegebenenfalls früherer Name, Beinamen oder Decknamen, Geburtsdatum,

Geburtsort, derzeitige und frühere Staatsangehörigkeit des Asylbegehrenden und, gegebenenfalls, seiner

Familienangehörigen).

2. b)Ausweispapiere und Reisepapiere (Nummer, Gültigkeitsdauer, Ort und Datum der Ausstellung,

ausstellende Behörde, usw.);

3. c)sonstige zur Identifizierung erforderlichen Angaben;

4. d)die Aufenthaltsorte und Reisewege;

5. e)die von einer Vertragspartei erteilten Aufenthaltstitel oder Sichtvermerke;

6. f)Ort der Einreichung des Asylbegehrens;

7. g)gegebenenfalls das Datum der Einreichung eines früheren Asylbegehrens, das Datum der Einreichung des

gegenwärtigen Asylbegehrens, den Verfahrensstand und gegebenenfalls den Entscheidungstenor.

3. (3)Außerdem kann eine Vertragspartei eine andere Vertragspartei ersuchen, ihr die Gründe, die der

Asylbegehrende zur Unterstützung seines Begehrens angeführt hat, und gegebenenfalls die ihn betreffenden

Entscheidungsgründe mitzuteilen. Die ersuchte Vertragspartei beurteilt, ob sie diesem Ersuchen Folge leisten

kann. Die Übermittlung dieser Daten ist in jedem Fall von der Einverständniserklärung des Asylbegehrenden

abhängig.

4. (4)Der Datenaustausch erfolgt auf Antrag einer Vertragspartei und kann nur zwischen den Behörden stattfinden,

die von jeder Vertragspartei dem Exekutivausschuß mitgeteilt werden.

5. (5)Die übermittelten Daten dürfen nur für die in Absatz 1 vorgesehenen Zwecke genutzt werden. Diese Daten

dürfen nur den Behörden und Gerichten übermittelt werden, die beauftragt sind:

-die für die Behandlung des Asylbegehrens zuständige Vertragspartei zu bestimmen;

-die Behandlung des Asylbegehrens vorzunehmen;

-die Verpflichtungen aus diesem Kapitel durchzuführen.

6. (6)Die übermittelnde Vertragspartei achtet auf die Richtigkeit und die Aktualität der Daten. Stellt sich heraus, daß

diese Vertragspartei unrichtige Daten oder Daten, die nicht hätten übermittelt werden dürfen, übermittelt hat, so

werden die Bestimmungsvertragsparteien unverzüglich davon unterrichtet. Diese sind verpflichtet, die Daten zu

berichtigen oder zu vernichten.

7. (7)Der Asylbegehrende hat das Recht, daß ihm auf seinen Antrag die seine Person betreffenden Daten mitgeteilt

werden, so lange diese verfügbar sind. Stellt er fest, daß diese Daten unrichtig sind oder sie nicht hätten
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übermittelt werden dürfen, so hat er das Recht, deren Berichtigung oder Vernichtung zu verlangen. Die Ausübung

dieses Rechts erfolgt nach Maßgabe des Absatzes 6.

8. (8)Jede Vertragspartei ist verpflichtet, die Übermittlung und den Empfang von personenbezogenen Daten

aktenkundig zu machen.

9. (9)Diese Daten werden nur so lange aufbewahrt, wie dies zur Erreichung des Übermittlungszweckes erforderlich

ist. Die Erforderlichkeit der Aufbewahrung ist von der betroffenen Vertragspartei zum geeigneten Zeitpunkt zu

prüfen.

10. (10)Die übermittelten Daten genießen auf jeden Fall zumindest den Schutz, der auf Grund des Rechts der

empfangenden Vertragspartei für Daten gleicher Art gilt.

11. (11)Werden die Daten nicht automatisch, sondern auf eine sonstige Weise verarbeitet, so treffen die

Vertragsparteien die geeigneten Maßnahmen, um die Einhaltung der Vorschriften dieses Artikels durch eine

wirksame Kontrolle zu gewährleisten. Hat eine Vertragspartei eine Kontrollstelle der in Absatz 12 erwähnten Art,

kann sie ihr die Kontrolle übertragen.

12. (12)Wünschen eine oder mehrere Vertragsparteien die in den Absätzen 2 und 3 aufgeführten Daten ganz oder

teilweise zu speichern, so ist dies nur zulässig, soweit die betreffenden Vertragsparteien Rechtsvorschriften für

diese Datenverarbeitung erlassen haben, die die Verwirklichung der Grundsätze des Übereinkommens des

Europarates über den Schutz des Menschen bei der automatischen Verarbeitung personenbezogener Daten vom

28. Jänner 1981 gewährleisten und sie ein geeignetes Gremium mit der unabhängigen Kontrolle der Verarbeitung

und Verwendung der nach diesem Übereinkommen übermittelten Daten beauftragt haben.
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